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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit 109 zu 58 Stimmen votierte der Nationalrat in der Sommersession 2019 dafür, der
parlamentarischen Initiative seiner Staatspolitischen Kommission (SPK-NR), mit der
eine Karenzfrist für ehemalige Regierungsmitglieder verlangt wird, Folge zu geben. Die
Volksvertreterinnen und -vertreter zeigten allerdings kein Interesse an einer Diskussion.
Nachdem die Mehrheits- und die Minderheitsposition mit den bereits im
Kommissionsbericht ausgeführten Argumenten vorgebracht worden waren – die
Notwendigkeit klarer Regelungen zugunsten des Vertrauens in die Magistratinnen und
Magistraten auf der einen Seite und das Vertrauen in den bestehenden
Verhaltenskodex, die Eigenverantwortung und das notwendige Fingerspitzengefühl
scheidender Magistratspersonen auf der anderen Seite – schritt der Rat bereits zur
Abstimmung. Das Geschäft geht nun an den Ständerat, dessen SPK-SR die Idee
abgelehnt hatte. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2019
MARC BÜHLMANN

Weil die SPK-NR an ihrer parlamentarischen Initiative zur Einführung einer Karenzfrist
für ehemalige Regierungsmitglieder festgehalten und auch ihren Rat hinter sich
gebracht hatte, musste der Vorstoss, nachdem sich die SPK-SR ein zweites Mal gegen
den Vorschlag ausgesprochen hatte, nun auch in der kleinen Kammer behandelt
werden. Im Rat erklärte Kommissionssprecher Philipp Müller (fdp, AG) die für die
Ablehnung durch die ständerätliche Kommission ausschlaggebenden Argumente. Man
habe sich schon einmal deutlich gegen einen ähnlichen Vorstoss ausgesprochen, weil es
nicht möglich sei, eine Zeitspanne zu definieren, innerhalb derer ehemalige
Magistratinnen und Magistraten keine Mandate annehmen dürften, die in Beziehung mit
ihrem Bundesratsamt stünden. Eine generell-abstrakte Regelung für alle möglichen
Einzelfälle sei nicht möglich und es sei vernünftiger, an das Verantwortungsbewusstsein
ehemaliger Regierungsmitglieder zu appellieren. Müller stellte zudem die rhetorische
Frage, weshalb Wirtschaft und Gesellschaft nicht von der Expertise ehemaliger
Bundesrätinnen und Bundesräte profitieren sollten. Der Ständerat versenkte die
parlamentarische Initiative in der Folge diskussionslos, indem er ihr keine Folge gab. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Ende August 2015 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat Lehmann (cvp, BS) vor.
Der Basler Nationalrat hatte vor dem Hintergrund der Diskussionen um den
Fachkräftemangel verlangt, dass die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung von
hochqualifizierten Fachkräften in der Bundesverwaltung geprüft werden solle. Die
Regierung machte deutlich, dass das Problem mit dem Ausscheiden der Babyboomer-
Generation noch akzentuiert werde und sie die Weiterarbeit über das AHV-Alter hinaus
unterstütze. Die rechtlichen Grundlagen für eine Weiterbeschäftigung bis zum 70.
Lebensalter seien gegeben und die Möglichkeiten würden im Zusammenhang mit der
Laufbahnplanung in Führungskursen auch angesprochen. Laut Bericht haben Ende 2014
insgesamt 74 Personen in der Bundesverwaltung gearbeitet, die das ordentliche
Pensionsalter bereits überschritten hatten, 34 Frauen und 40 Männer. Der Wunsch
nach frühzeitiger Pensionierung sei in der Verwaltung wesentlich verbreiteter als die
Idee, länger zu arbeiten: Rund 2/3 der an der Personalbefragung 2014 teilnehmenden
Personen gaben den Wunsch eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsleben
preis. Lediglich knapp ein Fünftel der Befragten könne sich eine Beschäftigung über das
Pensionsalter hinaus vorstellen. 3

BERICHT
DATUM: 26.08.2015
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2019, S. 811 ff.; LT, 4.6.19
2) AB SR, 2019, S. 722 ff.
3) Bericht BR vom 26.8.2015; AZ, NZZ, 27.8.15; BaZ, 16.9.15
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